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PRESSEMITTEILUNG 
 

Koalitionsverhandlungen: Über 450.000 
Unterschriften für besseren Schutz der Artenvielfalt  

Die erfolgreiche Bürgerinitiative „Bienen und Bauern retten“ überreicht symbolisch mehr als 
450.000 Unterschriften an das Verhandlungsteam der Ampelkoalition. 

Berlin, 02. November 2021 | Die deutschen Trägerorganisationen der erfolgreichen Europäischen 
Bürgerinitiative „Bienen und Bauern retten!“ haben sich heute mit einer öffentlichen Aktion vor dem 
Bundestag an die Mitglieder der Verhandlungsteams von SPD, Grünen und FDP gewandt. Sie dringen 
darauf, dass die neue Bundesregierung die Forderungen der Bürgerinitiative in den Koalitionsvertrag 
aufnimmt, um das Artensterben effektiv zu bekämpfen. Um die Dringlichkeit ihres Anliegens zu 
verdeutlichen, ließen die Organisationen eine riesige tote Biene vor dem Bundestag schweben. 

Zentrale agrar- und umweltpolitische Kernthemen wie der Schutz der Artenvielfalt und eine nachhaltige 
Transformation der Landwirtschaft wurden im Sondierungspapier von SPD, Grünen und FDP nicht 
ausreichend berücksichtigt. Die Vertreterinnen und Vertreter der Bürgerinitiative fordern die 
Verhandelnden daher dazu auf, im Koalitionsvertrag konkrete Maßnahmen zu vereinbaren, die dem 
dramatischen Ausmaß der Biodiversitätskrise angemessen sind. Dazu gehören der Beschluss, bis 2035 
aus der Anwendung chemisch-synthetischer Pestizide auszusteigen, ein Sofortverbot für die 
schädlichsten Ackergifte, ambitioniertere Ausbauziele für den Ökolandbau sowie eine verbesserte 
Förderung von agrarökologischen Maßnahmen und Honorierung von Natur- und 
Umweltschutzleistungen durch Landwirtinnen und Landwirte. 

Zu den deutschen Unterstützerorganisationen der Europäischen Bürgerinitiative gehören zahlreiche 
Umwelt- und Naturschutzverbände sowie zivilgesellschaftliche Organisationen, darunter der Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), die Deutsche Umwelthilfe, Campact, das Umweltinstitut 
München, die Aurelia Stiftung, das Bündnis für eine enkeltaugliche Landwirtschaft und das Pestizid 
Aktions-Netzwerk. 

Das Bündnis wendet sich mit eindringlichen Botschaften an die Verhandlerinnen und Verhandler von 
SPD, Grünen und FDP: 

Johann Lütke Schwienhorst, Agrarreferent der Aurelia Stiftung: 
“Mehr als eine Million Europäer*innen haben mit unserer Bürgerinitiative für einen Pestizidausstieg bis 
2035 gestimmt, von dem Landwirt*innen und Bienen gleichermaßen profitieren würden. Daraus ergibt 
sich ein klarer Arbeitsauftrag für die kommende Bundesregierung. Denn ein europaweiter 
Pestizidausstieg geht nur mit ambitionierter deutscher Agrar- und Umweltpolitik. Wir erwarten ein 
Bekenntnis zum Pestizidausstieg im Koalitionsvertrag. 

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der Deutschen Umwelthilfe: 
“Der völlig überhöhte Pestizideinsatz in der Landwirtschaft ist ein entscheidender Grund dafür, dass das 
Sterben von Bienen und anderen Insekten weiter fortschreitet. Das auch im Sondierungspapier erneut 
beschworene ‚notwendige Maß‘, das schon die bisherigen Bundesregierungen einhalten wollten, ist völlig 
unzureichend und hat die Pestizide kaum reduziert. Das muss sich mit der neuen Bundesregierung 
ändern.” 

https://www.savebeesandfarmers.eu/deu/
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Jurek Vengels, Vorstand am Umweltinstitut München:  
“Um Bienen und Bauern zu retten, brauchen wir jetzt einen radikalen Kurswechsel in der Agrarpolitik. Wir 
erwarten von der neuen Bundesregierung einen konkreten Fahrplan für den Ausstieg aus der Nutzung 
chemisch-synthetischer Pestizide, denn andernfalls werden viele Arten bald für immer verschwunden sein. 
Gleichzeitig muss die Politik dafür sorgen, dass Bäuerinnen und Bauern endlich faire Preise für ihre 
Leistung bekommen, damit nicht noch mehr Betriebe aufgeben müssen.”    

Johanna Bär, Geschäftsführerin Bündnis für eine enkeltaugliche Landwirtschaft: 
“Ackergifte landen in schützenswerten Naturräumen, auf Bio-Äckern und in unserer Atemluft. Die neue 
Regierung muss konkrete Maßnahmen im Koalitionsvertrag beschließen, um Mensch und Natur besser 
zu schützen. Dazu gehört vor allem die Entscheidung zum Ausstieg aus chemisch-synthetischen 
Ackergiften bis 2035. Nur so kann die dringend benötigte ökologische Agrarwende zu einer 
enkeltauglichen Landwirtschaft eingeleitet werden.” 

Susan Haffmans, Pestizidexpertin beim Pestizid Aktions-Netzwerk (PAN Germany): 
Die neue Bundesregierung hat die Chance und Verantwortung, jetzt die Weichen zu stellen, damit den 
landwirtschaftlichen Betrieben der Ausstieg aus dem chemischen Pflanzenschutz bis 2035 gelingt. Mit 
einer ambitionierten Förderung nicht-chemischer Pflanzenschutzverfahren und der Einführung einer 
risikobasierten Pestizid-Abgabe kann es gelingen, die pestizidbedingten Risiken und Kosten für die 
Umwelt und die Gesundheit zu minimieren und den Weg zu einer zukunftsfähigen Landwirtschaft zu 
ebnen. 

Olaf Bandt, Vorsitzender des BUND: 
„Immer mehr Menschen fordern, das Artensterben endlich zu stoppen. Die neue Bundesregierung ist in 
der Pflicht, Landwirtschaft fair, sozial und ökologisch zu gestalten und den Ausstieg aus chemisch-
synthetischen Pestiziden zu starten. Ein ambitioniertes Pestizidreduktionsprogramm ist dafür 
unerlässlich.“ 

Christoph Bautz, Geschäftsführender Vorstand von Campact:  
„Pestizide müssen als Insektenvernichter Nummer eins endlich von unseren Äckern verbannt werden. 
Hinter diese Forderung hat sich eine eindrucksvolle Anzahl an Menschen europaweit gestellt. Allein in 
Deutschland sind es fast eine halbe Million. Diesem Votum dürfen sich SPD, Grüne und FDP nicht 
verschließen. Sie müssen konkrete Maßnahmen in ihrem Koalitionsvertrag festhalten – gegen die weitere 
Anwendung chemisch-synthetischer Pestizide, für den Erhalt der Artenvielfalt.“ 

Hintergrund: Die Europäische Bürgerinitiative „Bienen und Bauern retten“ hat erfolgreich 1,16 Millionen 
Unterschriften gesammelt und wird damit die europaweit siebte erfolgreiche Initiative dieser Art 
sein.  Rund 450.000 der gesammelten Unterschriften kommen aus Deutschland. Die Initiative fordert von 
der EU-Kommission einen schrittweisen Pestizid-Ausstieg bis 2035, Maßnahmen zur Förderung der 
Artenvielfalt und mehr Unterstützung der Bäuerinnen und Bauern beim Umstieg auf eine pestizidfreie, 
ökologische Landwirtschaft. 

Mehr Infos unter: www.bienenundbauernretten.de  

Frei verwendbare Pressebilder von der Aktion finden Sie in unserem Pressebereich. 

Ihr Ansprechpartner:  
Florian Amrhein (Leitung Presse- & Öffentlichkeitsarbeit): 
florian.amrhein@aurelia-stiftung.de  •  Mobil: +49 (0)176 34 51 52 07 
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